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Liebe Genossinnen und Genossen, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

seit 2005 darf ich nun schon meine Oberpfälzer Heimat im Deutschen Bundestag 

vertreten und in der SPD-Bundestagsfraktion die deutsche Politik mitgestalten.  

Nach bestem Wissen und Gewissen habe ich versucht, meinem Auftrag gerecht zu 

werden, in meinen Bundestagsausschüssen, der Fraktion und verschiedenen 

Arbeitsgruppen aktiv mitzuarbeiten, engagiert und zielgerichtet die Interessen der 

Bürgerinnen und Bürger in die politischen Entscheidungen einzubringen, in unserem 

Wahlkreis, aber auch im Betreuungswahlkreis Regensburg bestmöglich präsent zu sein 

und in unserer stolzen Partei an einem lebendigen Diskussions- und 

Meinungsbildungsprozess mitzuwirken. 

Als Dokumentation meiner Arbeit der letzten drei Jahre und gleichzeitig als Bewerbung 

für eine weitere Kandidatur möchte ich diesen Bericht vorlegen. 

Die aktuelle Wahlperiode ist geprägt von der Arbeit in der Großen Koalition. Die Union 

war sicher nicht unser Wunschpartner für diese Regierung. In den 

Koalitionsverhandlungen hat sich jedoch gezeigt, dass wir CDU und CSU eine Reihe von 

sozialdemokratischen Forderungen abringen konnten. Als erste Partei hatten wir den 

Mut, unsere Basis über den ausgehandelten Koalitionsvertrag abstimmen zu lassen. Mit 

mehr als drei Viertel der Stimmen haben sich die Mitglieder klar für die Koalition 

ausgesprochen. 

Unsere Regierungsbeteiligung hat sich in allen politischen Feldern niedergeschlagen und 

sowohl im Großen, wie auch im Kleinen konnten wir Verbesserungen für die Menschen in 

unserem Land erreichen. Eine große Errungenschaft der vergangenen drei Jahre ist mit 

Sicherheit die Einführung des Mindestlohns. Doch auch in anderen Bereichen ist unsere 

Handschrift klar zu erkennen: Das erhöhte BAföG erleichtert die Studienfinanzierung, 

Forschung und Wissenschaft wurden finanziell erheblich besser ausgestattet und weiter 

voran gebracht. Durch den Ausbau von Kita-Plätzen werden Familien entlastet und die 

frühkindliche Bildung gefördert. Im Bereich der Pflege wurden erhebliche 

Verbesserungen erreicht. Die Reformen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 2014 und 

2016 haben die Energiewende gestärkt. Unsere Kommunen wurden finanziell entlastet 

und die Reform des Sexualstrafrechts bringt Frauen mehr Schutz. Das ElterngeldPlus 

erleichtert es, Familie und Beruf unter einen Hut zu bekommen. Nicht zuletzt wurden die 

Mittel für die Städtebauförderung erheblich aufgestockt und im Moment wird mit aller 

Kraft am Bundesteilhabegesetz gearbeitet, um die Lebenssituation für Menschen mit 

Behinderungen zu verbessern. Die Liste ließe sich noch ein ganzes Stück weiterführen. 

Auch personell sind wir sehr gut aufgestellt. Unsere Ministerinnen und Minister sind die 

treibende Kraft dieser Bundesregierung. Mein Dank gilt selbstverständlich auch unseren 

bayerischen Mitgliedern der Bundesregierung: den Parlamentarischen Staatssekretären 

Anette Kramme und Florian Pronold. Sie vertreten unsere bayerischen Interessen in 

hervorragender Weise. 

Über all diese Erfolge wird viel zu wenig geredet, weil es seit langem immer und überall 

nur noch ein Thema gibt: der große Zustrom von Flüchtlingen und seine Folgen. 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten stehen auf dem Boden des 

Grundgesetzes und wollen nicht nur von Werten reden, sondern sie leben!  
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Die Würde des Menschen zu achten bedeutet für uns, dass Menschen, die an unserer 

Grenze stehen und um Schutz bitten, aufgenommen, menschenwürdig untergebracht und 

versorgt werden müssen. In den anschließenden Verfahren wird festgestellt, wer 

Bleiberecht hat und wer nicht. Wir sind sehr wohl in der Lage, über entsprechende 

Integrationskonzepte dafür zu sorgen, dass Menschen bei uns eine neue Heimat finden 

und sowohl in den Arbeitsmarkt wie auch in die Gesellschaft integriert werden können.  

Hier sind wir auf einem guten Weg, aber es gibt auch noch viel zu tun! Die 

Entscheidungen über das Bleiberecht müssen schneller gehen. Wir dürfen die Menschen 

nicht solange warten lassen. Gleichzeitig haben wir versucht, den Zustrom von Menschen 

in geregelte Bahnen zu lenken, Ordnung ins System zu bekommen und die Kommunen zu 

entlasten. 

Um die Herausforderung zu meistern, brauchen wir aber sicher keinen billigen und 

unverantwortlichen Populismus, sondern konsequentes Handeln der Politik und ein 

stetes Werben und Kümmern um gesellschaftlichen Zusammenhalt! Leider konnten wir 

hier mit der Union nur sehr, sehr zäh und schwer zu geeigneten Schritten kommen! 

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten treten ein für ein offenes Deutschland, 

das die Augen vor der Not zu uns kommender Menschen nicht verschließt. Zudem 

fordern wir seit langem ein Einwanderungsgesetz, um legale Zugangswege zu schaffen 

und den Fachkräftebedarf zu decken.  

Die SPD hat im Bund in der vergangenen Legislaturperiode sehr gute Arbeit geleistet. 

Leider kommt dies bei den Bürgerinnen und Bürgern nicht immer so an. Darum ist es 

umso wichtiger, im Wahlkampf zu zeigen, was die SPD erreicht hat und wofür sie steht.  

Wir haben gut regiert! Und wir wollen auch nach der nächsten Bundestagswahl regieren 

und zwar als stärkste politische Kraft mit dem Bundeskanzler an der Spitze! Dafür 

kämpfe ich!  

Ganz herzlichen Dank für das große Vertrauen und all die Unterstützung, die ich für 

meine Arbeit in dieser 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages, erfahren durfte 

und hoffentlich noch erfahren darf! 

 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich würde mich freuen, mit Euch weiterhin für eine starke Sozialdemokratie, für soziale 

Gerechtigkeit, sozialen Ausgleich und gesellschaftlichen Zusammenhalt kämpfen zu 

dürfen!  

Eure 

 

 

Marianne Schieder, MdB 
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DIE ARBEIT IN BERLIN 

20 bis 22 Sitzungswochen im Jahr gilt es von Montag bis Freitag in Berlin zu sein.  

LANDESGRUPPE BAYERN IN DER SPD-BUNDESTAGSFRAKTION 

Der Montagabend  gehört der Landesgruppe Bayern in der SPD-Bundestagsfraktion. 

Hier versammeln sich alle 22 sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen aus 

Bayern. Gemeinsam koordinieren wir unsere Arbeit und stimmen Positionen ab, sodass 

wir die bayerischen Interessen aus sozialdemokratischer Sicht im Berliner Politikbetrieb 

bestmöglich vertreten können. 

Wir organisieren regelmäßig Veranstaltungen, wie etwa alle Jahre wieder die 

Freistaatsfeier, die daran erinnert, dass der Freistaat Bayern von einem 

Sozialdemokraten, nämlich Kurt Eisner, ausgerufen wurde.  

Mit Fachforen werden aktuelle Themen der Bundespolitik aus bayerischer Perspektive 

beleuchtet. So wurde in den vergangenen Jahren beispielsweise über die Inklusion von 

Menschen mit Behinderung oder Herausforderungen bei der Integration junger 

Flüchtlinge diskutiert. Diese Veranstaltungen finden bewusst in der Bayerischen 

Landesvertretung in Berlin statt, die ja nicht Repräsentanz der CSU, sondern ein Haus für 

alle Bayerinnen und Bayern ist. 

Gleichzeitig will die Landesgruppe die Sichtbarkeit der SPD in Bayern erhöhen, um mit 

der irrigen, aber mancherorts verbreiteten Vorstellung aufzuräumen, nur die CSU 

kümmere sich um bayerische Interessen.  

Gerade in den Sommermonaten sind wir als Landesgruppe in den Regierungsbezirken 

vor Ort, um uns zu informieren und um die Interessen der Menschen nach Berlin zu 

tragen. Ebenso nehmen die Mitglieder der Landesgruppe an Veranstaltungen bei den 

Kolleginnen und Kollegen teil, um als Expertinnen und Experten im jeweiligen fachlichen 

Bereich zu referieren und zu diskutieren. 

Um den Kontakt zu unseren Schwesterparteien zu intensivieren, besuchen wir 

regelmäßig unsere Nachbarländer. So waren wir dieses Jahr in Österreich zu Gast, die 

Jahre zuvor in der Schweiz und in Tschechien. Bei derartigen Besuchen werden Lösungen 

für grenzüberschreitende Probleme gesucht sowie erfolgreiche Konzepte 

sozialdemokratischer Politik ausgetauscht. 

Die Landesgruppe wird geleitet von unserem Vorsitzenden Martin Burkert aus Nürnberg. 

Mit Gabriele Fograscher aus Nördlingen in Bayerisch-Schwaben und Dr. Bärbel Kofler aus 

Traunstein gehöre ich seit 2005 als stellvertretende Vorsitzende und Geschäftsführerin 

dem Vorstand an. 
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AUFGABEN UND FUNKTIONEN IM BUNDESTAG SOWIE IN DER SPD-

BUNDESTAGSFRAKTION 

Der Dienstag steht im Zeichen der fraktionsinternen Koordinierung .  

Am Vormittag stimme ich mit den sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen der 

AG Bildung und  Forschung  unseren gemeinsamen Kurs ab. Am Nachmittag findet die 

Fraktionssitzung statt, in der alle Aktivitäten der Fraktion koordiniert und Themen von 

aktueller Relevanz, sowie die Plenarsitzung besprochen werden. 

Am Mittwoch tagen die Ausschüsse. In der 18. Wahlperiode habe ich mich wie schon 

früher hauptsächlich mit Fragen der Bildungs-, Forschungs- und Rechtspolitik befasst.  

Am Mittwochnachmittag  beginnt die Vollsitzung des Bundestages, das Plenum , das bis 

Freitag  tagt. 

Ordentliches Mitglied  bin ich 

¶ im Ausschuss für Bildung, Forschung un d Technikfolgenabschätzung  und 

¶ im Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung . 

Außerdem bin ich stellvertretendes Mitglied 

¶ im Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz sowie 

¶ in der Kommission des Ältestenrates für die Rechtsstellung der Abgeordneten 

sowie für innere Angelegenheiten des Bundestages, 

In der Fraktion arbeite ich mit 

¶ in der AG Bildung und Forschung,  

¶ im AK Urheberrecht,  

¶ im AK Kommunalpolitik,  

¶ in der AG Bürgerschaftliches Engagement , 

¶ in der AG Kirchenpolitik,  

¶ in der AWO-Parlamentari ergruppe  sowie 

¶ in der Projektgruppe #NeueChancen . 

 

Weiterhin gehöre ich der Deutsch-Tschechischen, der Deutsch-Kanadischen, der Deutsch-

Mexikanischen Parl amentariergruppe  an und bin in der Parlamentarischen Gruppe  

ȵ"ÁÈÎÌßÒÍȰ. 

Über meine Funktionen im Bundestag hinaus wurde ich zudem im März 2015 zum 

Mitglied im Beirat des Deutsch -Tschechischen Gesprächsforums  berufen. 
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AUSSCHUSS FÜR WAHLPRÜFUNG, IMMUNITÄT UND GESCHÄFTSORDNUNG 

Nachdem ich zwei Legislaturperioden über im Rechtsausschuss tätig war, bin ich 2013 in 

den Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung gewechselt. Für die 

SPD-Bundestagsfraktion bin ich zudem stellvertretende Sprecherin in diesem Bereich. 

Der Ausschuss wacht über die Immunität der Abgeordneten, die sie vor 

ungerechtfertigter Strafverfolgung schützen und die Funktionsfähigkeit und das Ansehen 

des Parlaments wahren soll. Der Ausschuss ist auch eine Art Schiedsrichter im 

parlamentarischen Betrieb. Er ist für die Auslegung und Änderung der Geschäftsordnung 

zuständig und erarbeitet Lösungen bei Konflikten im Plenum und in den Ausschüssen. 

In regelmäßigen Abständen wird über die Sinnhaftigkeit der Immunität von 

Abgeordneten diskutiert. So auch Anfang des Jahres 2016 als Bundestagspräsident Dr. 

Norbert Lammert eine Abschaffung mit der Begründung ins Gespräch brachte, 

Abgeordnete würden durch den Antrag zur Aufhebung ihrer Immunität unnötig in das 

öffentliche Interesse gerückt. Das Recht, das sie eigentlich vor mutwilliger Verfolgung 

schützen soll, verkehre sich so in eine Bürde. 

Im Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung wird  jeder Fall genau 

geprüft. Die Genehmigung der Aufhebung wird nur in den wenigsten Fällen verweigert. 

So ist sichergestellt, dass die Abgeordneten in ihrer Arbeit geschützt, sicher aber nicht 

privilegiert werden. Eine Änderung des Grundgesetzes war und ist daher für mich nicht 

zielführend. 

AUSSCHUSS FÜR BILDUNG, FORSCHUNG UND TECHNIKFOLGENABSCHÄTZUNG 

Wie bereits in der 17. Wahlperiode bin ich Mitglied im Ausschuss für Bildung, Forschung 

und Technikfolgenabschätzung. Damit kann ich mittlerweile auf einen ausgedehnten 

Erfahrungsschatz in der Bildungspolitik zurückblicken, der bis zu meiner Zeit im 

Bayerischen Landtag zurückgeht, in dem ich Vorsitzende und stellvertretende 

Vorsitzende des Ausschusses Jugend, Bildung und Sport sowie bildungspolitische 

Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion war. 

Gerade im Bereich Bildung und Forschung hat die Große Koalition viel vorangebracht. 

Über die Bund-Länder-Vereinbarungen wie den Hochschulpakt, die Exzellenzstrategie, 

den Pakt für Forschung und Innovation, den Pakt für den wissenschaftlichen Nachwuchs 

und die Förderinitiative Innovative Hochschule wurden zusätzliche Milliarden 

zielgerichtet und nachhaltig für Wissenschaft und Forschung und die Hochschulen 

bereitgestellt.   

Ich bin Berichterstatterin  und damit für die SPD-Fraktion hauptverantwortlich für  

verschiedene Bereiche. Nachfolgend eine Auswahl von Themen, an denen ich 

insbesondere in Form von eigenen Initiativen und Anträgen beteiligt war. 
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ALPHABETISIERUNGSDEKADE 
In Deutschland leben ca. 7,5 Millionen funktionale Analphabeten. Das sind Menschen, die 

keine einfache Texte lesen oder schreiben könne. Mit der Dekade für Alphabetisierung 

haben wir einen neuen Schub gestartet, um den Analphabetismus in Deutschland zu 

reduzieren und die Grundbildung zu verbessern. Trotz großer Vorbehalte seitens der 

CDU und CSU konnte im Oktober 2015 der von mir eingebrachte Antrag zur 

Alphabetisierungsdekade beschlossen werden. Das Konzept basiert vor allem auf drei 

Instrumenten: 

¶ ein familien- und lebensweltorientiertes Förderprogramm, welches die Schreib- und 

Lesepraxis in Familien stärken soll, 

¶ den Ausbau arbeitsplatzorientierter Grundbildung, damit vor allem erwerbstätige 

Menschen mit Lese- und Schreibschwäche erreicht werden, und 

¶ die Etablierung einer nationalen Koordinierungs- und Monitoringstelle, die die 

Aktivitäten auf Bundes- und Landesebene bündelt und Service und Beratung für die 

Betroffenen bietet. 

Von Beginn der Legislaturperiode an bin ich für eine Erhöhung der zur Bewältigung 

dieser Aufgabe nötigen Mittel eingetreten. Aus meiner Sicht können die 180 Mio. Euro für 

die komplette Dekade nur eine Untergrenze sein. In meinen Reden im Plenum habe ich 

das Thema darum mehrfach angesprochen. Dass die Bundesbildungsministerin Prof. Dr. 

Johanna Wanka den Kampf gegen Analphabetismus mittlerweile selbst immer wieder 

aufgreift, sehe ich als Erfolg für den beharrlichen Einsatz der SPD-Fraktion. 

BAFÖG-FINANZIERUNG UND ANPASSUNG DES DEUTSCHLANDSTIPENDIUMS 
Das BAföG ist ein sozialdemokratisches Erfolgsmodell sonders gleichen. Ab dem 1. Januar 

2015 hat der Bund dessen alleinige Finanzierung übernommen, wodurch die Länder 

jährlich um 1,17 Mrd. Euro entlastet werden. Die Länder haben sich indes verpflichtet, die 

frei werdenden Mittel in ihre Bildungssysteme und insbesondere in die Hochschulen zu 

investieren. Zum Wintersemester 2016/17 konnten wir zudem eine lange überfällige 

Erhöhung der BAföG-Sätze durchsetzen. 

Nach wie vor kritisch stehe ich dem Deutschlandstipendium gegenüber, das bei Weitem 

nicht halten konnte, was die schwarz-gelbe Vorgängerregierung versprochen hat. 

Wenngleich eine Abschaffung mit unserem Koalitionspartner nicht zu haben war, wurden 

auf Bestreben der SPD zumindest die Zielvorgaben der Realität angepasst. Zielmarke ist 

es jetzt, zwei statt acht Prozent aller Studierenden zu erreichen. Weiterhin bleibt unser 

Ziel: Das Deutschlandstipendium muss abgewickelt werden. Die dadurch freiwerdenden 

Mittel wären in anderen Bereichen wie zum Beispiel den Begabtenförderwerken viel 

besser aufgehoben.  
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AUFHEBUNG DES KOOPERATIONSVERBOTS IM HOCHSCHULWESEN 
Ein weiterer Pfeiler der SPD-Hochschulpolitik ist die Aufhebung des 

Kooperationsverbotes, also die Änderung des Grundgesetzes dahin, dass dort die 

Zuständigkeit für Schule und Hochschule nicht mehr allein den Ländern zugeordnet wird, 

sondern auch der Bund mitgestalten kann. Ein Vorhaben, das die Union in der letzten 

Legislaturperiode noch abgelehnt hatte. Jetzt sind wir einen Schritt weiter gekommen. 

Durch die Neufassung des Art. 91b Abs. 1 GG wurde auch eine Unterstützung von 

Forschung und Lehre an Hochschulen durch den Bund ermöglicht. Somit kann der Bund 

fortan nicht nur einzelne Projekte schlaglichtartig fördern, sondern auch die Hochschulen 

in der Spitze wie Breite institutionell stärken. Diese Änderung des Grundgesetzes ist für 

mich jedoch nur ein erster Schritt. Auch weiterhin gilt als Ziel unser Parteitagsbeschluss: 

die komplette Abschaffung des Kooperationsverbotes. Dann wäre es z.B. möglich, endlich 

ein bundesweites Programm zur flächendeckenden Ausstattung unserer Schulen mit 

Schulsozialarbeit zu ermöglichen oder den weiteren Ausbau der Ganztagsschulangebote 

voranzubringen. Einen entsprechenden Vorstoß machte der SPD-Parteivorstand erst 

letzte Woche. 

GLEICHSTELLUNG VON FRAUEN IN DER WISSENSCHAFT 
Bereits in der letzten Legislaturperiode habe ich mich 

mit diesem Themenfeld beschäftigt und u.a. eine 

Große Anfrage an die Bundesregierung gerichtet. Das 

damalige Ergebnis war für mich sehr unbefriedigend, 

auch wenn die Anfrage an sich sehr geholfen und 

umfangreiches Datenmaterial geliefert hat. Die Arbeit 

ging in dieser Legislaturperiode weiter. Zurzeit 

kämpfe ich für die Weiterführung des 

Professorinnenprogramms, einem der wichtigsten 

Förderinstrumente des Bundes. Bei den Studierenden 

haben wir viel erreicht. Mittlerweile machen genauso 

viele junge Frauen wie Männer einen 

Hochschulabschluss. Aber dann geht die Schere 

auseinander. Eine Karriere ist für Frauen immer noch 

sehr, sehr schwer zu erreichen. 

AUSBAU DER FRÜHKINDLICHEN BILDUNG STATT BETREUUNGSGELD 
Bereits in der vergangenen Legislaturperiode habe ich mich gegen das Betreuungsgeld 

ausgesprochen. Einige von euch kennen sicher meine Rede dazu, die ja in Teilen in der 

ȵÈÅÕÔÅ-3ÈÏ×Ȱ ÇÅÚÅÉÇÔ ×ÕÒÄÅ. Das Prestigeprojekt der CSU wurde vom 

Bundesverfassungsgericht durch sein Urteil vom 21. Juli 2015 gekippt. Grund dafür war 

die fehlende Bundeskompetenz. Im Streit um die Verwendung der für das Betreuungsgeld 

eingeplanten Mittel von 1 Mrd. Euro habe ich mich dafür stark gemacht, dass der Ausbau 

der frühkindlichen Bildung weiter vorangetrieben wird. Trotz Widerständen der Union 

ist es gelungen, die Mittel im Kitaausbau sehr viel sinnvoller zu nutzen. Neben der 

Quantität der Betreuungsplätze darf aber nicht deren Qualität vergessen werden. Um 

auch hier die notwendigen Konzepte für die nächste Legislaturperiode zu entwickeln, 

habe ich mich aktiv in der Projektgruppe #NeueChancen der SPD-Bundestagsfraktion 

engagiert. 
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PROJEKTGRUPPE #NEUECHANCEN 

Mit dem Projekt Zukunft #NeueGerechtigkeit wollen wir als SPD-Bundestagsfraktion in 

einen breiten Bürgerinnen- und Bürgerdialog treten und Lösungsansätze für die 

Herausforderungen, die auf Deutschland zukommen, entwickeln. Seit Mitte 2015 

beschäftigen wir uns in sechs Projektgruppen schwerpunktmäßig mit besonderen 

Themen. Als Bildungsexpertin begleite ich die Projektgruppe #NeueChancen. Hier geht es 

um die Frage wie unser Bildungssystem bessere Einstiegs-, Umstiegs- und 

Aufstiegschancen bereitstellen kann. Ziel ist es, auch heute noch das Versprechen der SPD 

ȵ!ÕÆÓÔÉÅÇ ÄÕÒÃÈ "ÉÌÄÕÎÇȰ ÅÉÎÚÕÌĘÓÅÎȢ 

In zahlreichen Dialogveranstaltungen waren Verbände, Stiftungen, Gewerkschaften sowie 

alle jene Bürgerinnen und Bürger, denen Bildung am Herzen liegt, aufgerufen sich zu 

beteiligen und eigene Ideen einzubringen. Die vielen Vorschläge, die bei der Fraktion 

eingegangen sind, wurden im Anschluss immer wieder geprüft und zur Diskussion 

gestellt. Viele bekannte Probleme, aber auch einige Anliegen, die bisher noch nicht sehr 

prominent auf der politischen Agenda vertreten sind, wurden so an uns herangetragen. 

Auch in Schwandorf habe ich eine Abendveranstaltung ÚÕÍ 4ÈÅÍÁ ȵ"ÅÓÔÅ "ÉÌÄÕÎÇ ÖÏÎ 

!ÎÆÁÎÇ ÁÎȰ organisiert, um dort nochmals vertieft mit Erzieherinnen und Erziehern, 

Lehrerinnen und Lehrern und allen weiteren an Bildungsfragen Interessierten ins 

Gespräch zu kommen. 

Am Ende unserer Arbeit stehen Forderungen, mit denen wir unser (Aus-) Bildungssystem 

aufwerten wollen. Dazu zählen beispielsweise: Die Aufwertung und bessere Vergütung 

von Erziehungsberufen, der qualitative und quantitative Ausbau von Kindertagesstätten, 

Ausbildungsmöglichkeiten für alle Jugendlichen, Verbesserung der 

Ausbildungsbedingungen und Erleichterung der Übergänge zwischen akademischer und 

beruflicher Bildung.  

Nicht alles davon werden wir noch in dieser Legislaturperiode mit unserem derzeitigen 

Koalitionspartner erreichen können. Umso mehr gilt es, diese Forderungen in den 

Wahlkampf 2017 zu tragen, um mit einem starken Ergebnis der SPD die Bundespolitik 

entsprechend gestalten zu können. 

BEIRAT DES DEUTSCH-TSCHECHISCHEN GESPRÄCHSFORUMS 

Das Gesprächsforum wurde im Dezember 1997 auf Grundlage der Deutsch-

Tschechischen Erklärung vom 21. Januar 1997 gegründet. Es soll den Dialog zwischen 

Deutschen und Tschechinnen sowie Tschechen fördern. Dabei verfolgt es einen breiten 

gesellschaftlichen Ansatz, der Bürgerinnen und Bürger, Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler, Journalistinnen und Journalisten, Wirtschaftsvertreterinnen und 

Wirtschaftsvertreter mit einbezieht. Kern des Gesprächsforums ist die jährliche 

Konferenz mit über 100 Gästen. 

Im März 2015 wurde ich von Bundesaußenminister Dr. Frank Walter Steinmeier für zwei 

Jahre als Mitglied in den Beirat des Gesprächsforums berufen.  

Die Zusammenarbeit mit unseren östlichen Nachbarinnen und Nachbarn liegt mir sehr 

am Herzen. Deswegen habe ich mich beispielsweise fortwährend ɀ und mit Erfolg - für 

das Gemeinsame Zentrum der deutsch-tschechischen Polizei- und Zollzusammenarbeit 

Petrovice-Schwandorf eingesetzt. Auch das Problem mit der Droge Crystal-Meth wurde 

von mir immer wieder zum Thema gemacht. Auf einem Seminar der Georg-von-Vollmar-
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Akademie in Kochel im September 2016 habe ich zu den Beziehungen mit unserem 

Nachbarland referiert. Gleichzeitig habe ich aber auch auf bestehende Probleme 

hingewiesen wie etwa im Gespräch mit dem tschechischen Botschafter in Deutschland 

über die mangelnde Kooperationsbereitschaft bei der Lösung der Flüchtlingskrise. 

Meines Erachtens müssen bei aller guten Zusammenarbeit auch kritische Themen auf den 

Tisch gelegt werden. Dazu gehören für mich vor allem das Bekenntnis zu gemeinsamen 

Werten und die Solidarität innerhalb der EU, die nicht nur immer in eine Richtung laufen 

darf.  

WEITERE AKTIVITÄTEN IN DER SITZUNGSWOCHE 

Neben diesen immer wiederkehrenden Terminen finden in einer Sitzungswoche weiter e 

unregelmäßige Veranstaltungen  zu den unterschiedlichsten Themen statt. Bei 

Fachgesprächen, Kongressen und parlamentarischen Abenden informiere ich mich über 

neue wissenschaftliche Erkenntnisse, diskutiere mit Vertreterinnen und Vertretern von 

Verbänden, aus Ministerien sowie zivilgesellschaftlichen Vereinigungen und pflege meine 

Kontakte in der Hauptstadt. 

Ein besonderes Anliegen ist mir auch der Empfang von Besuchergruppen aus dem 

Wahlkreis  in Berlin. Regelmäßig lade ich Interessierte ein, um ihnen die Politik in der 

Bundeshauptstadt näher zu bringen, versuche die Menschen von der Politik zu begeistern 

und meine Arbeit als Abgeordnete zu erklären. Gern vergebe ich Plätze für meine 

Berlinfahrten an ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürger als Zeichen der 

Anerkennung für ihr großartiges Engagement. 

Auch vielen Schulklassen  ermögliche ich 

einen Besuch des Bundestages und 

diskutiere mit den Schülerinnen und Schüler 

vor Ort oder dann an den Schulen über Politik 

und all das, was dazu gehört. 

Bei allen Angeboten des Bundestages und der 

SPD-Bundestagsfraktion, die sich an junge 

Menschen richten, wie Jugend und 

Parlament , dem Jugendpressetag für  

Schülerzeitungsredakteure , den 

Jugendmedientagen, dem 

Jugendmedienworkshop oder dem 

Planspiel Zukunftsdialog  versuche ich 
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Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus dem Wahlkreis eine Teilnahme zu ermöglichen. 

Alle jungen Menschen, die bisher dabei waren, kamen begeistert nach Hause! 

Auch für das vom Bundestag und dem amerikanischen Kongress finanzierte 

Austauschprogramm  (PPP), das Schülerinnen und Schülern, Auszubildenden und 

jungen Berufstätigen über ein Stipendium ein Jahr in den USA ermöglicht, konnte ich 

wieder zwei junge Frauen auf die Reise schicken.  

Meist reise ich am Freitagabend  zurück nach Hause, wo ich am Wochenende meine 

Arbeit im Wahlkreis fortsetze. 

DIE ARBEIT IM WAHLKREIS 

Die Wahlkreisarbeit  ist ein weiterer wichtiger 

Bestandteil meiner politischen Tätigkeit. Ich möchte 

mit den Bürgerinnen und Bürgern im Wahlkreis in 

Kontakt kommen und bleiben, ihre Sorgen und 

Wünsche aufgreifen und mit ihnen meine Arbeit und 

die Arbeit der SPD in Berlin diskutieren. Immer 

wieder organisiere ich daher öffentliche 

Veranstaltungen, einerseits zu allgemeinen Themen, 

andererseits in Form von Fachgesprächen für einen 

speziellen Interessentenkreis. 

Es ist mir zudem besonders wichtig, einen engen 

Kontakt zu den Gemeinden, Märkten und Städten, 

Verbänden, Vereinen und Organisationen, Behörden 

und Betrieben zu halten. So bin ich in den 

sitzungsfreien Wochen ständig unterwegs, um mich 

vor Ort über Probleme zu informieren, Gespräche mit 

Amtsträgerinnen und Amtsträgern zu führen und bei den verschiedensten Aktivitäten der 

Kommunen, Behörden, Verbände, Vereine und Organisationen mit dabei zu sein.  

Leider gibt es nicht in allen bayerischen Wahlkreisen Bundestagsabgeordnete der SPD. 

Daher habe ich die Betreuung des Wahlkreises Regensburg übernommen, um auch dort 

die Präsenz der SPD zu gewährleisten und die Interessen der Bürgerinnen und Bürger im 

Süden der Oberpfalz zu vertreten. Damit gehen Besuche und Ortstermine in der 

Bezirkshauptstadt und dem Landkreis Regensburg einher. 
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POLITISCHE VERANSTALTUNGEN, BESUCHE UND AKTIVITÄTEN  

Insbesondere das Format der Fraktion-vor-Ort-Veranstaltungen habe ich regelmäßig 

genutzt, um über verschiedene Themenschwerpunkte zu informieren und zu diskutieren. 

Dazu lade ich die entsprechenden 

Fachkolleginnen und Fachkollegen der 

SPD-Bundestagsfraktion in den 

Wahlkreis ein, um das Expertenwissen 

aus erster Hand zu nutzen und um 

Unterstützung für unsere Anliegen zu 

werben. 

Die Herausforderungen der Pflege 

standen im Mittelpunkt von 

Infoveranstaltungen im Februar 2014 

und Juli 2015, zu denen MdB Sabine 

Dittmar  aus Unterfranken, Mitglied im 

zuständigen Ausschuss, zu Gast war. 

Zusammen haben wir dem Pflegestift 

Pfarrer Lukas in Cham, der Caritas-

Sozialstation Nittenau und der 

Intensivwohngruppe in Schwandorf-

Neukirchen einen Besuch abgestattet, um mit dem dortigen Personal über ihre 

Erfahrungen und ihre Forderungen hinsichtlich der gesetzlichen Rahmenbedingungen für 

Pflege und allem was dazu gehört, zu sprechenȢ 5ÎÔÅÒ ÄÅÍ 4ÉÔÅÌ ȵFür eine gute und 

menschenwürdige  PflegeȰ ËÏÎÎÔÅÎ auch Bürgerinnen und Bürger im Schützenhaus in 

Maxhütte-Haidhof sich einbringen. Neben Sabine Dittmar und mir standen auch Alfred 

Braun , BRK-Direktor, Wolfgang Reiner , Caritas-Kreisgeschäftsführer, Dr. Wolfgang 

Laaths, Vorsitzender des Hospizvereins für die Stadt und den Landkreis Schwandorf, und 

Dr. Christoph Balzer , Chefarzt am St. Barbara-Krankenhaus als Gesprächspartner zur 

Verfügung. 

Im Juni 2015 folgte MdB Claudia Tausend, Vorsitzende der Münchner SPD und Mitglied 

des Europausschusses, meiner Einladung nach Fronberg, um über das geplante 

Freihandelsabkommen mit den USA (TTIP) und Kanada (CETA) zu berichten. Claudia 

Tausend unterstrich die sozialdemokratische Haltung, dass durch ein Abkommen die 

Arbeitnehmerrechte, Sozial- und Umweltstandards und der Verbraucherschutz nicht 

unterwandert werden dürfen. Eine gute und intensive Diskussion sorgte für mehr 

Klarheit über Inhalt und Ziel, brachte aber auch die große Skepsis gegenüber diesen 

Abkommen zum Ausdruck.  

Um die finanzielle Situation der Kommunen und deren Unterstützung durch den Bund 

ging es im Dezember 2015 bei einem Besuch von MdB Andreas Schwarz aus 

Oberfranken, ein ehemaliger Bürgermeister und Mitglied im Finanzausschuss. Unser Weg 

führte uns zunächst nach Cham zu Bürgermeisterin Karin Bucher . Sie informierte über 

die Erwartungen der Stadt an die Bundes- und Landespolitik und ihre Einschätzung zu 

den verschiedenen Fördertöpfen des Bundes. In der abendlichen Veranstaltung zum 

Thema ȵ&İÒ ÓÔÁÒËÅ +ÏÍÍÕÎÅÎ. Entlastung unserer Städte und Gemeinden Ȱ wurde 

intensiv über die Unterstützungen des Bundes für unsere Kommunen diskutiert . 

Zusammen mit der Polizei wurde am Nachmittag das Förder-0ÒÏÇÒÁÍÍ ȵMehr 
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Sicherheit für Ihre vier Wände Ȱ ÖÏÒÇÅÓÔÅÌÌÔȟ ÍÉÔ ÄÅÍ İÂÅÒ Kredite und Zuschüsse mehr 

für den Einbruchschutz erreicht werden soll. 

Am 10. März 2016 kam die Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit, Dr. Barbara Hendricks , nach Nabburg. Zusammen mit Bürgermeister 

Armin Schärtl  wurden die Erfolge einer guten Städtebauförderung begutachtet. 

Gleichzeitig informierte die Bundesministerin über Initiativen im sozialen 

Wohnungsbau  und Möglichkeiten, dem Leerstand im Innenstadtbereich  zu begegnen. 

Einen Monat später traf mein Ausschusskollege MdB Oliver Kaczmarek , 

stellvertretender bildungspolitischer 

Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, 

zu einem zweitägigen Besuch im 

Wahlkreis ein. Auf dem Programm 

stand zuerst die Jugendbildungsstätte 

Waldmün chen, wo uns der 

stellvertretende Leiter Tobias Späth 

die Arbeitsweise des Hauses 

näherbrachte. Im städtischen Haus für 

+ÉÎÄÅÒ ȵ!ÒÃÈÅ .ÏÁÈȰ ÉÎ #ÈÁÍȟ ÄÁÓ 

&ĘÒÄÅÒÍÉÔÔÅÌ ÉÎ (ĘÈÅ ÖÏÎ ρςυȢπππ Ό ÁÕÓ 

dem "ÕÎÄÅÓÐÒÏÇÒÁÍÍ ȵ3ÐÒÁÃÈ-

KitasȰ ÅÒÈßÌÔȟ ×ÕÒÄÅÎ ÉÍ !ÎÓÃÈÌÕÓÓ 

neue Konzepte der sprachlichen 

Bildung für Kindern besprochen. Der Abend stand ganz im Zeichen des Dialogforums zum 

4ÈÅÍÁ ȵBeste Bildung von Anfang anȰ ÉÎ ÄÅÒ /ÂÅÒÐÆÁÌÚÈÁÌÌÅ ÉÎ 3ÃÈ×ÁÎÄÏÒÆ. Zusammen 

mit hochkarätigen Referentinnen (Monika Kulzer , Leiterin des Kinderhauses St. Paulus 

in Reichenbach, Ursula Schroll , Bezirksvorsitzende des Bayerischen Lehrer- und 

Lehrerinnenverband, sowie Prof. Dr. Christina Hansen , Lehrstuhl für 

Grundschulpädagogik und ɀdidaktik an der Universität Passau) konnten Interessierte 

über Anforderungen an eine gelungene frühkindliche Bildung diskutieren. Abgeschlossen 

wurde der bildungspolitische Rundumschlag mit einem Gespräch mit Prof. Dr. Rupert 

Hochholzer , Professor für Deutsch als Zweitsprache an der Universität Regensburg, über 

das Lehramtsstudium und eine erfolgreiche Flüchtlingsbe schulung in Sachen 

deutscher Sprache . 

Im Frühjahr 2016 wurde der Entwurf für den Bundesverkehrswegeplan 2030  (BVWP) 

vorgelegt. Gerade im Landkreis Cham fanden leider viele Projekte keine oder nur 

unzureichende Berücksichtigung (siehe dazu unten noch ausführlicher). Im März stellte 

Rita Hagl-Kehl , MdB und Mitglied im Verkehrsausschuss, die Planungen des Ministers in 

Nabburg den betroffenen Kommunalpolitikern vor. Mit dabei waren selbstverständlich 

auch Vertreter der staatlichen Bauämter und der Autobahndirektion.  
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MdB Martin Burkert , Kollege aus Nürnberg und Vorsitzender des Ausschusses für 

Verkehr und Digitale Infrastruktur machte sich bei zwei Ortstermin en in Roding-

Altenkreith  und Traitsching -Trebersdorf  ein Bild von der Situation an der B 85 und 

der B 20. Mit dabei waren auch 

Alexander Bonfig , Leiter Straßenbau 

beim Staatlichen Bauamt Regensburg, 

die Bürgermeister Franz Reichold  

(Roding) und Josef Marchl 

(Traitsching) sowie SPD-

Kommunalpolitikerinnen  und ɀ

politiker . Martin Burkert sagte uns 

seine volle Unterstützung zu für 

unsere Forderung, sowohl den 

weiteren Ausbau der B 85 wie auch 

der B 20 in den vordringlichen Bedarf 

des Bundesverkehrswegeplans 

aufzunehmen.  

Die Themen Flüchtlinge  und innere Sicherheit  standen bei einem Besuch von MdB Dr. 

Eva Högl, stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion, im Mittelpunkt. Am 

16. Juni 2016 machten wir uns ein Bild der Lage in der Bundespolizei -inspektion 

Waldmünchen  und im Gemeinsamen Zentrum der deutsch -tschechischen Polizei - 

und Zollzusammen arbeit in S chwandorf . 

Thematisch eng verbunden waren die letzten beiden Termine des Tages: Im Beruflichen 

Schulzentrum Oskar-von--ÉÌÌÅÒ 3ÃÈ×ÁÎÄÏÒÆ ÓÔÅÌÌÔÅÎ &ÁÃÈÂÅÒÅÉÃÈÓÌÅÉÔÅÒ ÆİÒ ȵ*ÕÇÅÎÄ ÏÈÎÅ 

!ÕÓÂÉÌÄÕÎÇȰȟ Werner Nagler  und seine beiden Kolleginnen Silke Neumeier  und Dr. 

Patricia Broser  ihre Arbeit mit jungen geflüchteten Menschen  vor. Beim Dialogforum 

ÁÍ !ÂÅÎÄ ×ÕÒÄÅ ÉÎ "ÕÒÇÌÅÎÇÅÎÆÅÌÄ ÕÎÔÅÒ ÄÅÍ -ÏÔÔÏ ȵHumane Flüchtlingspolitik 

heißt:  Integration gestalte n!ȦȰ ÍÉÔ (ÅÌÆÅÒËÒÅÉÓÅÎȟ !ÇÅÎÔÕÒ ÆİÒ !ÒÂÅÉÔȟ Kirchen, 

Lehrerinnen und Lehrern, Jugend- und Wohlfahrtsverbänden und vielen Zuhörerinnen 

und Zuhörern diskutiert. Besonderer 

Höhepunkt war der abschließende 

Empfang zu Ehren der vielen 

Helferinnen und Helfer , die sich in 

der Flüchtlingsarbeit engagieren. 

Besonderer Besuch aus Berlin kam im 

Juli 2016 in den Wild- und Freizeitpark 

Höllohe  als das Info -Mobil des 

Deutschen Bundestages dort für eine 

knappe Woche Station machte. Es 

bietet Besucherinnen und Besuchern 

umfangreiche Information über 

Aufgaben und Arbeitsweise des 

Parlaments. 

Einmal in jeder Legislaturperiode gibt 

es die Möglichkeit die 

Wanderausstellung des Deutschen 
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Bundestages in den Wahlkreis zu holen. Nachdem ich damit schon am Gymnasium in 

Nabburg und am Beruflichen Schulzentrum in Schwandorf war, stand sie dieses Mal am 

Robert-Schumann-Gymnasium in Cham. Die Ausstellung richtet sich aber nicht nur an 

Schülerinnen und Schüler, sondern an die breite Öffentlichkeit, die sich auf 21 Schautafeln 

und zwei Computerterminals um die Arbeit rund um den Bundestag informieren können. 

UNTERSTÜTZUNG FÜR KOMMUNEN 

Seit über 20 Jahren engagiere ich mich als Mitglied des Marktrates meiner 

Heimatgemeinde Wernberg-Köblitz und als Mitglied des Kreistages des Landkreises 

Schwandorf. 18 Jahre war ich auch stellvertretende Landrätin. Dadurch habe ich nicht nur 

beste Kontakte zu unseren Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern, sondern kenne auch 

aus eigener Erfahrung die Sorgen und Nöte der Kommunalpolitik und natürlich auch die 

%Ò×ÁÒÔÕÎÇÅÎ ÁÎ ÄÉÅ ȵÇÒÏħÅȰ 0ÏÌÉÔÉËȢ 

Nicht nur als Mitglied der AG Kommunalpolitik unserer Fraktion kämpfe ich, wo immer es 

erforderlich ist , für die Achtung und Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und 

fordere eine finanzielle Ausstattung für unsere Kommunen, die es ihnen ermöglicht, ihren 

Aufgaben nachzukommen. Wenn Aufgaben hinzukommen, so muss der Gesetzgeber auch 

die zur Umsetzung nötigen Finanzmittel zur Verfügung stellen. Hier haben wir in der Tat 

schon viel erreicht. 

Gerade in dieser Legislaturperiode wurden milliardenschwere Entlastungsprogramme für 

die Kommunen auf den Weg gebracht. Der Bund kann aber wegen der föderalen Ordnung 

keine direkten Finanzbeziehungen mit den Kommunen eingehen. 

Selbstverständlich bin ich auch jederzeit Ansprechpartnerin für individuellen  Anliegen 

der Kommunen. Beispielsweise unterstütze ich bei der Bewerbung um Fördergelder, 

informiere über anlaufende Bundesprogramme oder hake bei Ministerien nach, wenn es 

Probleme bei der Zusammenarbeit mit den Kommunen gibt. Regelmäßig besuche ich 

auch die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister der Region, um mich vor Ort und aus 

erster Hand zu informieren. 

KOOPERATION MIT DEN GEWERKSCHAFTEN UND BETRIEBSRÄTEN 

Ein wichtiges Anliegen ist mir die Zusammenarbeit mit Gewerkschaften und 

Betriebsräten. Hier stehe ich in regelmäßigem Kontakt mit den Verantwortlichen. Gerne 

lade ich zur Betriebsrätekonferenz der SPD-Bundestagsfraktion, die zweimal jährlich 

stattfindet, Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter ein. Nicht nur als Sozialdemokratin, 

sondern gerade auch als langjähriges Ver.di-Mitglied fühle ich mich der Sache der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer besonders verbunden und verpflichtet. Im 

Rahmen meiner Arbeit im Ausschuss für Bildung, Forschung und 

Technikfolgenabschätzung bin ich im Moment mit der Gewerkschaftsjugend zum Thema 

berufliche Bildung in intensiven Gesprächen.  
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UNTERSTÜTZUNG DES EHRENAMTLICHEN ENGAGEMENTS 

Unsere Gesellschaft lebt von den vielen Menschen, die sich einbringen. Das gilt für die 

Politik genauso wie für die Kirchen, den Sport, die Kultur, die Jugend- und Seniorenarbeit, 

die Integration von Flüchtlingen und überall sonst, wo Bürgerinnen und Bürger 

gemeinsam etwas auf die Beine stellen. Das ehrenamtliche Engagement zu fördern liegt 

mir sehr am Herzen. Um Wege, mit denen die Politik dieses Engagement besser 

unterstützen kann, ging es bei einer Veranstaltung unter dem Motto: ȵEs gibt nichts 

Gutes, außer man tut es! ɀ Ehrenamt hält die Ge sellschaft zusammen !Ȱȟ zu der ich 

zusammen mit dem Vorsitzenden der BayernSPD und Parlamentarische n 

Staatssekretär Florian Pronold, MdB  ehrenamtlich Aktive in die Höllohe eingeladen 

habe. 

Ich unterstütze aber auch gerne ehrenamtliches Engagement durch die Übernahme von 

Schirmherrschaften und Patenschaften, die Mitwirkung bei Benefizveranstaltung, die 

positive Antwort auf Spendenanfragen, die Einladung zu einem Besuch in Berlin als 

Dankeschön, den Besuch von Veranstaltungen und Festen oder einfach durch die 

Mitgliedschaft. Für den Katholischen Frauenbund, aber auch für alle anderen 

Organisationen, die anfragen, bin ich seit vielen Jahren als Referentin unterwegs zu 

Themen wie Organspende oder Patientenverfügung.  

Ich bin Mitglied in vielen Vereinen, bei amnesty international, der AWO, dem Landesbund 

für Vogelschutz, der KLJB, dem KdFB, der KAB, dem OWV, dem VdK, zahlreichen 

Feuerwehren, Fördervereinen, Obst- und Gartenbau- und Sportvereinen, einigen 

Heimatkundlichen Arbeitskreisen und Museumsvereinen und der Weißrusslandhilfe. 

Persönlich aktiv bin ich für den Fairen Handel und UNICEF. Besonders am Herzen liegt 

mir das BDKJ-Kinderzeltlager Voithenberg, an dessen Vorbereitung und Durchführung 

ich seit fast 30 Jahren mitwirke und es auch leite. 






























